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 25.10.2024  
 
Stellungnahme des Wirtschaftsverbands Windkraftwerke e. V. zu Ergänzungen im Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts (EnWG) vom 
23.10.2024 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die vorliegende Stellungnahme zu Ergänzungen im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Energiewirtschaftsrechts (EnWG) richtet der WVW im Rahmen der Verbändekonsultation an 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz. Einer Veröffentlichung und Verbrei-
tung unserer Stellungnahme im Internet oder in gedruckter Form stimmen wir zu.  Der Wirt-
schaftsverband Windkraftwerke e. V. ist im Lobbyregister unter der Nummer R001043 regis-
triert. 
 
I. Vorbemerkung: 

Der WVW hat am 10.09.2024 zum Entwurf der EnWG-Novelle mit dem Fokus auf die Rege-
lungen zum Netzanschlussverfahren und beim EEG im Bereich der finanziellen Beteiligung 
Stellung genommen. Die dort beschriebenen Anmerkungen sowie die ergänzenden Änderun-
gen bei den Pönaleregelungen im EEG im Zusammenhang mit der bedarfsgesteuerten Nacht-
kennzeichnung (BNK) und bei den Duldungspflichten (Rechte zur Verlegung von Leitungen 
und zur Überfahrt) sind weiterhin relevant, so dass wir explizit um Beachtung bitten.  
 
Bei den Anmerkungen zu den vorgelegten Ergänzungen beschränkten wir uns angesichts der 
Kürze der eingeräumten Zeit und des Umfangs der Dokumente auf die aus unserer Sicht wich-
tigsten Punkte, die wir zudem lediglich in Kurzform beschreiben.  
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II. Das Wichtigste in Kürze: 

 Zu § 17a EnWG: Neben den bereits vorgetragenen Punkten regen wir an, hinsichtlich der 
Verpflichtung der Netzbetreiber, unverzüglich nach Eingang des Netzanschlussbegehrens 
dem Netzanschlussbegehrenden eine Eingangsbestätigung in Textform zukommen zu las-
sen, den Begriff „unverzüglich“ zu konkretisieren. Die bisherige Praxis zeigt, dass ansons-
ten ein gewisser Interpretationsspielraum für diesen Begriff besteht. 

 Zu § 17b EnWG: Es bedarf einer schnelleren Umsetzung der Möglichkeit der unverbindli-
chen Netzanschlussauskunft. Die sollte früher als zum 1. Januar 2028 eingeführt werden. 
Es ist sehr sinnvoll, dass die Netzbetreiber einheitliche Formate und Inhalte der Netzan-
schlussauskunft sowie der Programmierschnittstelle abstimmen müssen. 

 Zu § 17c EnWG: Eine zügigere Umsetzung wäre sinnvoll, sowie ein netzbetreiberüber-
greifendes, einheitliches digitales Netzanschlussportal.  

 Zu § 6 Abs. 2 S. 1 EEG: Die Änderung von „eingespeiste“ zu „erzeugte“ ist kritisch zu 
betrachten, da die Kommunen die erzeugte Strommenge vergütet haben wollen. Die be-
stehenden Regelungen in § 6 EEG und in den Landesgesetzen schaffen ausreichend Ak-
zeptanz in der Bevölkerung. Betreiber erhalten gemäß Abs. 5 nach wie vor nur eine Erstat-
tung nur für die tatsächlich eingespeisten Strommengen und nicht für die erzeugten Strom-
mengen. Das führt dazu, dass Betreiber stärker finanziell belastet werden, wenn sie sich 
dem Druck ausgesetzt sehen, Kommunen an den erzeugten Strommengen zu beteiligen. 

 Zu § 8f EEG (Flexible Netzanschlussvereinbarungen): Hiermit wird eine Überbauung der 
NVP’s ermöglicht. Damit wird eine Forderung aus der Branche in den Entwurf mit aufge-
nommen. Das sollten wir besonders hervorheben und bestärken. Kritisch zu betrachten ist 
hier die Regelung in § 8f Abs. 2 Nr. 6 EEG, wonach das Einverständnis anderer bereits 
angeschlossener Anlagenbetreiber gefordert wird. Dies kann dazu führen, dass andere 
Anlagenbetreiber Vorhaben blockieren können. Die Entscheidung darüber sollte in der 
Hand des Netzbetreibers stehen bzw. so ausgestaltet sein, dass eine Überbauung erst 
einmal zugelassen ist und nur aus technischen Gründen seitens des Netzbetreibers ver-
sagt werden kann. Aus dem vorliegenden Entwurf geht zudem nicht eindeutig hervor, wel-
che Akteure unter den Begriff des „Anlagenbetreibers“ zählen. Hier besteht eine unklare 
Definition der beteiligten juristischen Personen. Ist hier ein Anlagenbetreiber gemäß EEG 
gemeint? Dann würden alle Betreiber hinter dem jeweiligen Netzverknüpfungspunkt unter 
diese Definition fallen. Das kann unserer Auffassung nach nicht gemeint sind. Wir gehen 
davon aus, dass Anlagenbetreiber in diesem Fall eher die Netzanschlussinhaber sind. Wir 
bitten um Konkretisierung. 

 Laut Begründung zu § 8f Absatz 2 EEG ist die Überbauung möglich, „wenn seitens des 
Netzbetreibers keine netzbetrieblichen Bedenken bestehen.“. Hier bedarf es einer Konkre-
tisierung, um willkürliche Entscheidungen zu vermeiden.  
In der Begründung zu Absatz 2 fehlt die eindeutige Definition der „volldynamischen Leis-
tungsbegrenzung“. Weiterhin ist fraglich, welche Ereignisse konkret dem Verteilernetzbe-
treiber das Recht einräumen, je nach Auslastung die Höhe der Anschlussleistung zu be-
schränken. Auch ist nicht geregelt, was im Fall der Überschreitung der Untergrenze ge-
schieht – setzen dann Redispatch-Maßnahmen ein?  
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 Die hier formulierte Begründung sorgt aufgrund nicht abschätzbarer Risiken (auch finanzi-
eller Natur) für Planungsunsicherheit seitens der Projektierer. Es ergeben sich viele Fragen 
zu möglichen Vertragskonstrukten hinter dem Netzverknüpfungspunkt.  

 Zu Absatz 3: Hier ist fraglich, wie diese Anforderung durch den Netzbetreiber bearbeitet 
werden soll. Wir vermuten, dass sich das Verfahren damit verkompliziert und der Netzan-
schlussprozess sich insgesamt verlangsamt, wenn der Netzbetreiber in jedem der entspre-
chenden Fälle die Möglichkeit des Abschlusses einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung 
prüfen und mit dem Ergebnis der Netzverträglichkeitsprüfung mitteilen muss. 

 Zu § 22b Abs. 6 EEG: Die im Referentenentwurf vom August 2024 geplanten Anpassun-
gen für § 22b EEG haben wir insgesamt sehr positiv bewertet. Wir befürworten grundsätz-
lich die Festlegung von einheitlichen Höchstgrenzen. Auch die beschriebene Wahlmög-
lichkeit für den Vorhabenträger ist unserer Auffassung nach sehr begrüßenswert.  
Wir kritisieren, dass diese Regelung im aktuell vorliegenden Entwurf ersatzlos ge-
strichen wurde. Wir wünschen uns, dass an der Regelung und insbesondere an der Fest-
legung von einheitlichen Höchstgrenzen festgehalten wird, um so den politischen „Über-
bietungswettbewerb“ zu verhindern, der regelmäßige Erhöhungen der landesrechtlichen 
Beteiligungsvorhaben hervorrufen könnte.  

Um die Bedenken der Länder hinsichtlich des Anpassungsbedarfs von Landesregelungen 
ausreichend zu berücksichtigen und Rechtsunsicherheiten zu vermeiden, plädieren wir für 
die Einführung einer pragmatischen Übergangs- bzw. Überleitungsvorschrift, nach der 
bestehende landesrechtliche Regelungen noch einige Jahre oder für die Dauer von bereits 
individuell beantragten Genehmigungsverfahren fortdauern würden. Somit hätten die An-
passungen keine Auswirkungen auf bereits laufende Verfahren und es bliebe ausreichend 
Zeit, die neuen Regelungen rechtssicher umzusetzen. Der Gesetzgeber vergibt mit der 
Streichung eine Chance, den ent- und bestehenden Flickenteppich ein wenig aufzuheben. 
Bisher waren die EEG-Ausschreibungen regelmäßig unterzeichnet, so dass kein effektiver 
Wettbewerb zu verzeichnen war. Angesichts des erfreulicherweise anziehenden Geneh-
migungsvolumens ist jedoch absehbar mit Wettbewerb und sinkenden Zuschlagswerten 
zu rechnen, so dass sich die nicht nur in ihrer Komplexität, sondern auch in der Höhe der 
finanziellen Belastung unterschiedlichen Landesregelungen nachteilig für Vorhaben in 
Bundesländern auswirken können, deren Landesregelungen im Vergleich zu anderen Län-
dern höhere Verpflichtungen festlegen.   

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Wirtschaftsverband Windkraftwerke e.V. 
 
 
 

gez. Lothar Schulze  
-Vorsitzender des Vorstandes-  

  
 
 


